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G E S U N D H E I T S P O L I T I K

Die Positionen des vdek  
zur Bundestagswahl!
Was ist, was wird für die nächsten Jahre im Bereich der Gesundheits-
politik wichtig. Die Ersatzkassen und der sie vertretende vdek haben 
ihre Positionen für die 19. Legislaturperiode des deutschen Bundesta-
ges aufgelegt.

D
ie Mitgliederversammlung des 
vdek hat ihre gesundheitspoliti-
schen Positionen am 18. Juli 2017 
einstimmig verabschiedet. Zent-

rale Forderungen sind dabei die Stärkung 
des selbstverwalteten und solidarischen 
Systems der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV), die Sicherung ihrer Finan-
zierungsgrundlagen, faire Wettbewerbs-
bedingungen sowie mehr wettbewerbliche 
Gestaltungsspielräume und der rasche, 
aber gesicherte Ausbau der Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen. Der Vorsitzen-
de des Verbandes, Uwe Klemens, hob die 
Rolle der Ersatzkassen hervor: Als größte 
Kassenart mit derzeit 38,7 Prozent Markt-
anteil haben die Ersatzkassen eine beson-
dere Verantwortung gegenüber ihren Ver-
sicherten. Durch die hohe Wahlbeteiligung 
bei den Sozialwahlen 2017 ist das demokra-
tische Prinzip bei den Ersatzkassen aktuell 
erneut deutlich gestärkt worden.

Stärkung des selbstverwalteten, 
solidarischen Prinzips in der GKV

Die Mitgliederversammlung der Ersatzkas-
sen fordert die Politik auf, das solidarische 

und selbstverwaltete Prinzip in der GKV zu 
stärken. Politisch Verantwortliche sollten 
die Leistungen der Selbstverwaltung wür-
digen, statt die Entscheidungskompeten-
zen zugunsten einer staatlichen Steuerung 
und eines Ausbaus der Aufsichtsrechte 
über die Krankenkassen, z. B. bei der Bei-
tragssatzgestaltung oder – aktuell – bei 
Personalentscheidungen des Gemein-
samen Bundesauschusses (G-BA) – zu 
schwächen. Der vdek-Verbandsvorsitzen-
de spricht sich weiter für eine Reform der 
Selbstverwaltung und die Modernisierung 
der Sozialwahlen, z. B. durch eine verbes-
serte Freistellung, den Anspruch auf Wei-
terbildung und die Einführung von Online-
Wahlen aus.

In Sachsen-Anhalt zeigt die Selbstver-
waltung Stärke durch Vorlage der Lan-
desrahmenvereinbarung Prävention und 
die Bereitstellung von erheblich mehr 
Finanzmitteln für die Vorsorge gegen 
Krankheiten. Trotz erheblich divergie-
render Positionen ist es auch im Jahr 2017 
gelungen, dass die Verbände der gesetz-
lichen Krankenversicherung und die Kas-
senärztliche Vereinigung einen gemein-
samen Honorarvertrag unterschrieben 
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Wohnortnahe Strukturen und Ange-
bote für Bildung, Kultur, Mobilität, 
Polizei, Feuerwehr und natürlich auch 
für die Gesundheit! Der Gesellschaft 
muss es ernst sein, dies auch in länd-
lichen Gebieten als Selbstverständ-
lichkeit zu begreifen!
Folgt man der Antwort der Bundes
regierung auf eine kleine Anfrage, sei 
man dabei auf einem guten Weg.
Nur wenn die vor Ort nötigen Struk-
turen Bestand hätten oder geschaffen 
würden, könnten sich Bürger auch in 
Zukunft dafür entscheiden, auf dem 
Land zu leben. Strategien zur Siche-
rung oder Schaffung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse müssten deshalb 
sowohl die öffentliche Daseinsvorsor-
ge wie auch die wirtschaftliche Ent-
wicklung im Blick haben.
Den Menschen in Stadt und Land soll-
ten „in der Summe vergleichbar gute 
Lebensqualitäten und vergleichbare 
Chancen“ geboten werden.
(Vgl. Deutscher Bundestag; Drs. 
18 / 13212)

B U N D E S T A G

Ländliche Regionen 
nicht abkoppeln 
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derzeit die Kostenentwicklung im Arznei
mittelbereich, die durch neue hochprei-
sige Arzneimittel unkalkulierbar wird. 
Dieser Hochpreispolitik der Pharma
industrie muss die Bundesregierung 
durch gesetzliche Maßnahmen wirksam 
begegnen.

Es sind immer dann Anreize für Un-
wirtschaftlichkeit zu erwarten, wenn Ent-
scheider über Leistungen keine finanzielle 

Verantwortung zu tragen haben. Dies war 
im Landtag von Sachsen-Anhalt auch The-
ma einer Anhörung, die sich mit paritäti-
scher Beitragsfinanzierung und der Bür-
gerversicherung beschäftigte. Der vdek hat 
hier noch einmal deutlich gemacht, dass 
der Kassenwettbewerb einen wichtigen 

haben. Nicht zuletzt konnte mit der Lan-
deskrankenhausgesellschaft der aktuel-
le Landesbasisfallwert im Krankenhaus 
geeint werden.

Sicherung der Finanzierungsgrundlagen

Auch wenn die finanziellen Rahmen-
bedingungen derzeit – konjunkturbe-
dingt – positiv sind, ist zu erwarten, dass 
die Gesamtausgaben der GKV die Ge-
samteinnahmen des Gesundheitsfonds 
in den nächsten Jahren übertreffen. Die 
Krankenkassen müssen die wachsen-
den Lücken durch Zusatzbeitragssätze 
schließen, die allerdings allein von den 
Arbeitnehmern zu tragen sind. Die Er-
satzkassen bekräftigen nachhaltig des-
halb die Forderung nach einer weitge-
henden Herstellung der paritätischen 
Finanzierung von Versicherten und Ar-
beitgebern, um eine gerechtere Las-
tenverteilung zu erreichen und den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zu 
stärken. Ein besonderes Finanzrisiko ist 

Der Gesundheitsminister möchte 
seine Arbeit nach der Bundestags-
wahl in der nächsten Legislaturperi-
ode fortsetzen. Den Rahmen hierfür 
hat die CDU in ihrem Wahlprogramm 
abgesteckt: Es ist das Bekenntnis für 
Selbstverwaltung und Kassenvielfalt 
in einem wettbewerblich organisier-
ten Gesundheitswesen. Gerecht und 
fair soll es zugehen, vor und nach 
der Wahl.
Wenn diese Worte ernst gemeint 
sind, darf der bestehende Wett-
bewerb unter den Krankenkassen 
nicht zu einem hausgemachten Ver
drängungswettbewerb führen, der 
sich am Ende selbst abschafft. Wenn 
die CDU ihre Positionen also ernst 
meint, muss sie den Risikostruktur-
ausgleich so reformieren, dass Mani-
pulationen nahezu unmöglich wer-
den. Sie muss dafür sorgen, dass 
wirtschaftliches Handeln belohnt 
wird. Dafür müssen Krankenkassen, 
die in hochpreisigen Zentren arbeiten, 
mehr Geld erhalten (Versorgungs-
strukturpauschale!). Gesonderte Zah-
lungen sollten nur für solche Dia-
gnosen fällig werden, die wirklich 
ernsthaft und schwer sind. Und dop-
pelte Zuweisungen für denselben 
Versicherten sollten entfallen.
Damit dies gelingt, reicht die Fest-
stellung, dass die Schaffung fairer 
Wettbewerbsbedingungen eine 
Aufgabe bleibt, nicht aus. Hier ist 
Liefern angezeigt, wenn man es 
ernst meint.

K O M M E N T A R

Vom Erkennen  
und Bekennen

KEINE QUAL DER WAHL – KLARE VDEK-POSITIONEN  zur Gesundheitspolitik!

von 
DR. KLAUS HOLST  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Sachsen-Anhalt
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»Es wird niemals so viel 
gelogen wie vor der Wahl, 
während des Krieges und 
nach der Jagd«� Otto von Bismarck 
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Beitrag zum verantwortungsvollen Um-
gang mit knappen Geldern leistet. Wei-
terhin ist es in diesem Zusammenhang 
sachlogisch, wenn auch die Arbeitgeber 
an künftigen Kostensteigerungen im Ge-
sundheitswesen beteiligt werden, denn 
auch sie sollen überlegen, welcher Mehr-
wert von ausgewählten Mehrausgaben zu 
erwarten ist.

Notwendig sind ferner Anpassungen 
bei den Beiträgen für Hartz-IV-Bezie-
her und bei freiwillig GKV-Versicherten 
(insbesondere Solo-Selbstständigen). Zu 
niedrige Beiträge für Hartz-IV-Empfän-
ger oder milliardenschwere Beitragsrück-
stände dürften nicht zu Lasten der Soli-
dargemeinschaft der GKV gehen.

Faire Wettbewerbsbedingungen 
und mehr wettbewerbliche Gestaltungs
spielräume

Die wettbewerbliche Ausrichtung des Ge-
sundheitswesens setzt wichtige Impulse 
für Innovationen, Qualitätsverbesserun-
gen und eine effektive Ressourcensteue-
rung. Diese Herausforderungen nehmen 
die Ersatzkassen an und setzen neue Ak-
zente im Bereich der medizinischen Ver-
sorgung, der Prävention und Pflege. 

Allerdings fordern sie mehr Handlungs-
spielräume und bessere gesetzliche Rah-
menbedingungen, um Qualität, guten 
Service sowie ein gutes Preis-Leistungs-
Verhältnis anbieten zu können, oder um 
eine bessere Verzahnung von ambulan-
tem und stationärem Sektor zu errei-
chen. Zudem müssen die Wettbewerbs-
bedingungen fair gestaltet sein. Es muss 
sichergestellt werden, dass durch die 
Zuweisungen aus dem Morbi-RSA alle 
Versicherten möglichst gut versorgt wer-
den können. Fehlsteuerungen beim Mor-
bi-RSA müssen durch Reformen abgebaut 

werden. Zusatzbeiträge sind kein Aus-
druck wirtschaftlichen oder effizienten 
Handelns. Sie zeigen vielmehr das Aus-
maß der immensen Wettbewerbsverzer-
rungen. 

Die Ersatzkassen heben daher fünf 
Punkte zur Korrektur des Risikostruktur-
ausgleiches heraus. Es geht um die Be-
rücksichtigung von Ballungsgebieten mit 
hoher Leistungsdichte, die entsprechen-
den Finanzbedarf haben. Dieser Finanz-
bedarf führt heute oftmals zu einer Un-
terdeckung bei den Zuweisungen aus dem 
Gesundheitsfonds, der einer dringenden 
Korrektur bedarf. Zum Zweiten geht es 
um einmalige hochpreisige Leistungen in-
nerhalb einer Rechnungsperiode: Da der 
Risikostrukturausgleich nur zeitverzögert 
reagiert, können in solchen Fällen erheb-
liche Defizite entstehen. Ein Hochrisiko-
pool an Mitteln sollte eingesetzt werden, 
um zeitnah entsprechende Ausgleiche 
herbeizuführen. Weiterhin ist die bishe-
rige Auswahl der 80 RSA-relevanten Dia-
gnosen infrage zu stellen: Für die Versor-
gung ist es eher essentiell, wirklich teure 
und schwere Fälle der Behandlung zu be-
rücksichtigen und nicht das allgemeine 
Versorgungsgeschehen. Damit wäre auch 

ein Beitrag gegen Manipulationen in der 
Abrechnung geleistet. Dann sollten Dop-
pelbuchungen von Diagnosen im RSA be-
reinigt werden, die durch die gesonderte 
Erfassung von Disease-Mangement-Pro-
grammen und Erwerbsunfähigkeitsrent-
ner entstehen. Und schließlich sollten die 
Zuweisungen für Auslandsversicherte an 
den Durchschnitt der tatsächlich von ei-
ner Krankenkasse geleisteten Zahlungen 
angepasst werden.

Ausbau der Digitalisierung 

Die Digitalisierung des Gesundheitswe-
sens muss nach Auffassung der Ersatzkas-
sen konsequent vorangetrieben werden. 
Die Ersatzkassen sind bereits jetzt Vorrei-
ter neuer Formen der Vernetzung in Mo-
dellregionen. Sie fordern daher vom Ge-
setzgeber eine Digitalisierungsstrategie, 
die die Prozesse modernisiert, den Betei-
ligten im Gesundheitswesen neue Wege 
der Versorgung eröffnet und Kommuni-
kation und Service unterstützt. Die Versi-
cherten müssten jedoch Eigentümer der 
personenbezogenen Daten bleiben und 
eigenverantwortlich über den Gebrauch 
ihrer Daten entscheiden.  
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Die Mitgliederversammlung des vdek 
hat Ulrike Elsner für weitere sechs Jahre 
zur Vorstandsvorsitzenden des Ersatz-
kassenverbandes gewählt. Die Wieder-
wahl durch die ehrenamtlichen Vertre-
ter der Versicherten und Arbeitgeber 
erfolgte einstimmig. Elsners zweite 
Amtszeit beginnt im Juli 2018.
Die gebürtige Schleswig-Holsteine-
rin kam 1994 nach ihrem Jurastudium 

und Referendariat zum damaligen VdAK / AEV. Sie war zunächst als Referentin 
in der ambulanten Versorgung in der Landesvertretung Berlin tätig. Von 2005 
an leitete die Volljuristin die Landesvertretung Sachsen, bis sie 2008 die Leitung 
der Abteilung ambulante Versorgung in der Verbandszentrale übernahm. Seit 
2012 ist sie Vorstandsvorsitzende des vdek. Elsner ist außerdem ehrenamtliche 
Richterin am Bundessozialgericht.

P E R S O N A L I E

Ulrike Elsner weiter an der Spitze des vdek

»Wer A sagt, der muss nicht B 
sagen. Er kann auch erkennen, 
dass A falsch war.«� Bertolt Brecht 
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V E R A N S T A L T U N G

Ein Vierteljahrhundert –  
der vdek in Sachsen-Anhalt
1992 ist das Gründungsjahr der vdek-Landesvertretung Sachsen-Anhalt.  
Seit 25 Jahren gestaltet sie für die Ersatzkassen und deren Versicherte die  
Versorgung mit Gesundheitsleistungen und deren Vergütung.

S
ozialversicherung, Selbstverwal-
tung, Sozialversicherungswah-
len – das sind drei Eckpfeiler des 
bundesdeutschen Sozialstaats-

modells. Sie sichern seit über 100 Jahren 
die Risiken, die durch Krankheit, Arbeits-
unfall, Alter, Erwerbsminderung, Behin-
derung oder Pflegebedürftigkeit begrün-
det werden. Und sie wurden nach der 
„Wende“ auch in die neuen Bundeslän-
der hineingetragen.

Seit 25 Jahren steht der vdek im Land 
Sachsen-Anhalt für seine Mitgliedskassen 
bereit. Am dritten Mai begingen ehemali-
ge und aktuelle Akteure dieses silberne 
Jubiläum im Magdeburger Gesellschafts-
haus. Als Gastredner sprachen die Staats-
sekretärin aus dem Sozialministerium, 
Beate Bröcker, und der Vorstandsvor-
sitzende der Landeskrankenhausgesell-
schaft, Prof. Wolfgang Schütte. Sie be-
zogen sich in ihren Statements auch auf 
die diesjährige Sozialwahl und bekann-
ten sich unisono zur gemeinsamen Selbst-
verwaltung. Die Vorstandsvorsitzende 
des vdek, Ulrike Elsner, nutzte die Ge-
legenheit, um auf die Bedingungen für 
eine auch langfristig gut funktionierende 

Selbstverwaltung hinzuweisen. Die hohe 
Wahlbeteiligung 2017, die bei der Sozi-
alwahl zu erwarten ist, verdeutlicht zu-
gleich den hohen Stellenwert, den die 
Versicherten der gesetzlichen Kranken-
versicherung geben.

Der stellvertretende Leiter der Lan-
desvertretung, Volker Schmeichel, 
brachte den Anwesenden in seinem Vor-
trag die Strukturen und das Miteinan-
der im Ersatzkassenverband noch einmal 
nahe. Der Verband hat in der zurücklie-
genden Zeit neue Aufgaben bekommen 
und ist personell von den Anfängen mit 
fünf KollegInnen auf inzwischen 16 Mit-
arbeiter gewachsen. Ein wesentlicher 
Beitrag zu dieser Entwicklung war die 
Zusammenlegung der damaligen regio-
nalen Ortsausschüsse. Deren Arbeit, das 

Zulassungsgeschäft, wurde auf Wunsch 
der Mitgliedskassen in den Landesver-
tretungen konzentriert, sodass seit dem 
Jahr 2004 sämtliche Zulassungen aus dem 
Heil- und Hilfsmittelbereich mit Wirkung 
für alle Ersatzkassen in Sachsen-Anhalt 
am Schleinufer 12 erfolgen.

Ein zweiter personell für den Ver-
band bedeutsamer Trend betrifft die Pfle-
geversicherung. Zunächst als Ein-Perso-
nen-Referat gegründet, verursachten die 
letzten Pflegereformen erheblichen per-
sonellen Mehreinsatz. Heute arbeiten 
vier Kolleginnen insbesondere für die 
jährlichen Qualitätsprüfungen und de-
ren Veröffentlichung im Pflegelotsen des 
Verbandes. Der Pflegelotse ist die aner-
kannteste Informationsplattform für die 
Leistungen der Pflege in Deutschland. Die 

VON LINKS NACH RECHTS: Dieter Märtens mit (ehemaligen) Mitgliedern der Landeskrankenhauskommission, die 
„Damenriege“ des vdek vor der Sozialwahl, Reihe zwei: Selbstverwalterin Frau Wiedemann, P.-F. Loose, Ch. Rümpel,  
G. Fiebig – an Tisch 2: Herr Berkling (Innenministerium), T. Rößler, Dr. Münch (Apothekerkammer), T. Krull (MdL; CDU)

FO
TO

S 
(8

)  
vd

ek

VOLKER SCHMEICHEL mit dem Rückblick
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Ausblick

In den nächsten 25 Jahren wird sich der 
vdek für die Digitalisierung in der Gesund-
heitswirtschaft einsetzen. Dazu gehören 
auch digitalisierte Sozialwahlen, aber 
auch die elektronische Gesundheitskar-
te und die Vernetzung unter den Akteu-
ren zur Verbesserung der Qualität in der 
Versorgung. Die Mitgliedskassen können 

überall dort auf den Verband bauen, wo 
ihre Gemeinschaft, also Verbundvorteile, 
zu besseren Resultaten führen als isolier-
tes Agieren. Dass dies auch Beziehungs-
pflege bedeutet, dafür war auch der ab-
schließende gesellige Austausch zwischen 
alten und neuen Kollegen da.  

Parallelvorhaltung zu verringern und 
Strukturwandel im stationären Bereich 
in geeigneten Bahnen zu halten. Die Ver-
handlung des Landesbasisfallwertes ist in 
Sachsen-Anhalt bisher relativ problemlos 
verlaufen, da sich der Basispreis für die 
Krankenhausleistungen hierzulande im-
mer am unteren Rand des Ranking‘s zwi-
schen den Bundesländern befindet.

Sektorübergreifende Versorgung mit 
einem Ruf über die Landesgrenzen hinaus 
konnte der vdek im Auftrag der Mitglieds-
kassen mit den integra-Verträgen auf den 
Weg bringen. Der zugehörige Leistungs-
katalog mit kurzzeitstationären Behand-
lungen ist ein Musterbeispiel für gelun-
gene Verzahnung zwischen ambulanter 
und stationärer Versorgung. Kooperati-
onspartner sind das Marienstift in Mag-
deburg und die Diakoniekrankenhäuser 
in Halle und Dessau. Ergänzende Leis-
tungen der Rehabilitation erbringt die 
Reha-Klinik in Bad Schmiedeberg. Die 
Ausführungen von Prof. Schütte machten 
deutlich, dass Krankenhäuser an inter-
sektoraler Versorgung interessiert sind. 
Er nannte auch die Zusammenarbeit im 
Krankenhausplanungsausschuss als gu-
tes Beispiel für die Arbeit der Selbstver-
waltung, stationäre Leistungen zu koor-
dinieren.

vdek-Landesvertretung Sachsen-Anhalt 
stellt allen anderen Verbänden die Quali-
tätsberichte und die Information aus dem 
Pflegelotsen zur Verfügung.

Der Vertragsbereich als größter „Part“ 
der Landesvertretung setzt sich jährlich 
mit der Honorarentwicklung im Arzt- und 
Zahnarztbereich auseinander. Der vdek 
hatte zuvor im Wesentlichen den Auftrag, 
die Vergütungsdifferenzen zu den Primär-
kassen zu beseitigen. Im Arztbereich ist 
dies letztlich durch die Zusammenfüh-
rung in kassenartenübergreifende Ver-
handlungen gelungen. Sachsen-Anhalt 
konnte am 13. August 2014 mit Hilfe ei-
nes BSG-Urteils einen Maßstab für diese 
Verhandlungen setzen. Der vdek war we-
sentlich an diesem Ergebnis beteiligt. Im 
Bereich der Zahnarzthonorare haben die 
Primärkassen den vdek ohne TK inzwi-
schen „überholt“. Ob und wieweit dies 
so bleiben kann, wird eine für den Herbst 
avisierte Mediation entscheiden.

Anfang der 2000er Jahre, als noch 
reichlich Finanzmittel für Krankenhaus-
investitionen zur Verfügung standen, 

verhandelte der vdek mit ausgewählten 
Häusern Maßnahmen zur Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit, die in schriftliche Ver-
einbarungen mündeten. Das waren die 
Vorläufer der heutigen Leistungs- und 
Qualitätsvereinbarungen (LQV), die sich 
der Landesgesetzgeber zwischenzeitlich 
zu eigen gemacht hat. Zwar ist das Steu-
erungspotenzial mit den schrumpfen-
den finanziellen Mitteln geringer ge-
worden, doch bleibt den Verbänden 
die Erwartung, mit diesem Instrument 

NACH DEM PODIUM: Prof. Dr. W. Schütte (Krankenhausgesellschaft); B. Bröcker Staatssekretärin Sozialminis-
terium; U. Elsner und K. Holst (beide vdek) (von li.)

IM DIENST DER SELBSTVERWALTUNG UND DER 
ERSATZKASSEN: D. Märtens (TK) und LA-Vorsitzen-
der A. Wiedemann (BARMER)

25 JAHRE VDEK LANDESVERTRETUNG



sachsen-anhalt

Welchen Stellenwert besitzen Präven-
tionsvorhaben bei der EUMEDIAS?
Die EUMEDIAS steht für eine enge Ver-
zahnung von Wissenschaft und Pra-
xis. Gerade im Bereich der Prävention 
braucht es nach wie vor kluge und zu-
gleich alltagsnahe Ideen und Konzepte, 
um Menschen zu erreichen und sie in 
ihrem gesundheitsförderlichen Verhal-
ten wirkungsvoll zu unterstützen. Die-
ser Aufgabe stellen wir uns seit Jahren 
sehr erfolgreich. 

Wie schätzen Sie die Nachhaltigkeit 
von dem PAF-Projekt ein?
Das PAF-Projekt ermöglicht den Pfle-
geeinrichtungen, ihr Betreuungsan-
gebot durch ein vorstrukturiertes und 

evidenzbasiertes Kraft- und Balan-
cetraining qualitativ deutlich zu ver-
bessern. Durch die Qualifizierung der 
Mitarbeiter erfolgt eine Professionali-
sierung der Bewegungsangebote, auch 
über das Projektende hinaus. 

Gibt es schon erste Ergebnisse?
Bis jetzt haben sich 150 Einrichtungen 
angemeldet. Auch Angehörige rufen 
bei uns an. Vor allem aber freut es uns, 
dass das Training so gut bei den Be-
wohnern ankommt. Sie kommen gern 
zur Trainingsstunde und sind stolz auf 
ihre erreichten Leistungen. „Wer ras-
tet, der rostet“, sagte eine Teilneh-
merin. Und genau dem wollen wir ge-
meinsam vorbeugen.

D
er Erhalt der Mobilität ist ein 
zentrales menschliches Bedürf-
nis, es trägt maßgeblich zur Le-
bensqualität bei. Je älter Heim-

bewohner sind, umso mehr nehmen ihre 
körperlichen Kräfte ab. Genau aus diesem 
Grund ist es wichtig, gerade bei Pflege-
bedürftigen in voll- und teilstationären 
Einrichtungen, das „Aktivitätsniveau des 
täglichen Lebens“ sowie die Mobilität für 
den Erhalt körperlicher Leistungen gezielt 
zu fördern.

Gezielte präventive Bewegungspro-
gramme wirken sich nachweislich bei 
älteren und pflegebedürftigen Menschen 
positiv auf das Wohlbefinden sowie  
die physische und psychische Belastbar-
keit aus. 

Aus diesem Grund ist die Erhaltung 
und Förderung der Mobilität ein bedeut-
sames Ziel im Rahmen der Präventions-
arbeit in stationären Pflegeeinrichtungen 
und gleichzeitig die Basis für das PAF. 
Folgende Ziele werden verfolgt:

•	 Aufbau von gesundheitsförderlichen 
Strukturen, 

•	 Schaffen eines Bewusstseins für 
präventive Maßnahmen, 

•	 Entwicklung eines Bewegungskon-
zepts zur Verbesserung der Mobili-
tät von Pflegebedürftigen und Stei-
gerung der körperlichen Aktivität,

•	 Qualifizierung und Befähigung von 
Mitarbeitern zur Anleitung von Be-
wegungsförderungskursen, 

•	 Erweiterung des Angebots an Bewe-
gungsprogrammen in den Pflegeein-
richtungen und

•	 Information der Angehörigen zu 
den Präventionsangeboten im Pfle
geheim 

Das Programm soll einen Beitrag dazu 
leisten, dass Pflegeeinrichtungen stärker 
als bisher den Präventionsgedanken bei 
Pflegebedürftigen in den Pflegealltag in-
tegrieren und sich dadurch über ein zu-
sätzliches Qualitätsmerkmal gegenüber 
ihren Bewohnern, Angehörigen und 
weiteren Interessengruppen ausweisen 
können. 

Zum Ende des Programms und als 
Grundlage für die Zertifizierung ist ein 
Bewegungskonzept von der Einrichtung 
zu erarbeiten. In diesem Konzept sollen 
konkrete Maßnahmen zur Bewegungs-
förderung im Pflegeheim ausgewiesen 
sein.  

I N T E R V I E W  M I T  P R O F .  D R .  P E T E R  R U D O L P H  Z U M  P A F - P R O J E K T

„Das PAF-Projekt ermöglicht es,  
Betreuungsangebote deutlich zu verbessern“

P R Ä V E N T I O N 

Es ist niemals zu spät!
Mobilität bis ins hohe Alter, getreu dieser Zauberformel wird in  
Sachsen-Anhalt das von der EUMEDIAS Heilberufe AG vorgelegte  
Präventionskonzept „Pflegebedürftige aktiv fördern“ (PAF)  
flächendeckend umgesetzt.

PROF. DR. PETER RUDOLPH
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Die neue Pflege  
mit neuen Zahlen
Erhöhtes Antragsvolumen bei den Medizinischen Diensten; geringe-
re Ablehnungszahlen; Aufteilung nach Pflegegraden; Eigenanteile für 
Pflegebedürftige; erste Trends sind zu erkennen.

I
n Sachsen-Anhalt erhielten 2015 mehr 
als 90.000 Menschen Leistungen aus 
der Pflegeversicherung, das sind mehr 
als 4 Prozent der Gesamtbevölkerung. 

Dieser Anteil wird sich im Rahmen der 
„neuen Pflege“ auch zukünftig nicht ver-
ringern.

Pflegegradaufteilung

In einer Antwort der Bundesregierung 
wird dargelegt, dass allein in den ersten 
fünf Monaten über eine Million Aufträge 
bei den MDK in den Bundesländern ein-
gingen. Das entspricht einem Aufwuchs zu 
Vorjahreszeitraum von fast 200.000. 
Eine erste Auswertung zeigt: Deutlich 
mehr Menschen erhalten eine Pflegegrad-
einstufung und damit Leistungen der Pfle-
geversicherung. Ein erster Trend bei der 
Aufteilung in die unterschiedlichen Pfle-
gegrade ließe sich mit 

•	 22 Prozent für Pflegegrad 1
•	 34 Prozent für Pflegegrad 2

•	 24 Prozent für Pflegegrad 3
•	 14 Prozent für Pflegegrad 4
•	 6 Prozent für Pflegegrad 5, 

grob skizzieren.
Bei der Fragestellung nach dem ein-

richtungseinheitlichen Eigenanteil am 
Pflegesatz im Bundesdurchschnitt beruft 
sich die Bundesregierung auf Informatio-
nen des vdek. Wir haben in unseren Ba-
sisdaten unabhängig parlamentarischer 
Fragestellungen dieses Thema aufgegrif-
fen. Demnach beläuft sich dieser Eigenan-
teil auf durchschnittlich rund 581 Euro mo-
natlich, offenbart aber länderbezogen eine 
erhebliche Streuung. Sofern stationäre 
Pflegeleistungen anfallen, sind in Sachsen-
Anhalt demnach unterdurchschnittliche Ei-
genanteile durch die Pflegebedürftigen zu 
entrichten. Dies ist unabhängig der Einstu-
fung nach einem Pflegegrad (2-5) und trifft 
im Trend für alle neuen Bundesländer zu! 
(siehe oben und vgl. Basisdaten Sachsen-
Anhalt 2017, S. 33f; vgl. Deutscher Bundes-
tag, Drs. 18 / 13156)  

VERGLEICH DER EIGENANTEILE NACH BUNDESLÄNDERN – PFLEGEGRAD IV.  Angaben in EURO, es handelt 
sich um den durchschnittlichen einrichtungseinheitlichen Eigenanteil am Pflegesatz pro Bundesland

Die „vdek-Basisdaten Sachsen-An-
halt“ (Ausgabe 2017) sollen der in-
teressierten Öffentlichkeit einen 
Einblick in die Dimensionen des Ge-
sundheitswesens geben. Die vorlie-
gende Broschüre ist in Verbindung 
mit der Broschüre „vdek-Basisdaten 
des Gesundheitswesens“ zu nutzen, 
die seitens der Verbandszentrale 
in Berlin alljährlich herausgegeben 
wird.
Unsere Broschüre erscheint 2017 
nun zum dritten Mal. Erneut haben 
wir sie umfänglich, insbesondere im 
Kapitel Versorgung und Pflege er-
weitert. Dabei ließen wir uns davon 
leiten:

•	 wie folgen statistische Angaben 
aus Sachsen-Anhalt den Bun-
des- bzw. Ländertrends,

•	 wo und wie treten Differenzen 
zu Tage.

Wir haben die Broschüre mit den Ka-
piteln Bevölkerung; Versicherte; Ver-
sorgung und Pflege versehen. Sehr 
umfänglich werden Versorgungsfra-
gen statistisch aufgegriffen.
Nutzen Sie beide Broschüren in Ih-
rer täglichen Arbeit als Datenquel-
le und für weiterführende Arbeiten. 
Nachfragen werden von uns gern 
beantwortet.
Die genannten Broschüren können 
Sie auf der Internetseite des Verban-
des unter www.vdek.com/presse/ 
Broschueren.html und www.vdek.
com/LVen/SAH/Presse/Pressemittei 
lungen1.html abrufen.

B R O S C H Ü R E

Basisdaten 2017 

Mitgliedskassen 
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Ausgewählte Basisdaten der gesundheitlichen Versorgung

Bevölkerung und Alter in Sachsen-Anhalt

Lebenserwartung bei Geburt in „Ost- und Westdeutschland“ 

Quelle: Statistisches Landesamt; 6. Bevölkerungsprognose -2030; KM 6; eigene Berechnungen; 
Stand: 31.12.2015 

Quelle: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE); Bundesgebiet und Sachsen-Anhalt; eigene Darstellung 

in Jahren; Stand 2015
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Ausgewählte Basisdaten der gesundheitlichen Versorgung

Veränderungen des Anteils der über 65-jährigen 
Überschrift 

Anteil der über 65-jährigen an der Bevölkerung in 2015 

Quelle: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE); eigene Berechnungen; Vergleich der Indexwerte 1= 100%; Stand::31.12.2015

Quelle: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE); eigene Berechnungen; Angaben in Prozent;  
Stand: 31.12.2015
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 Das Gesundheitswesen in Sachsen-Anhalt  

Ausgabe 2017
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sachsen-anhalt

Die DAK-Ge-
sundheit stellt 
sich neu auf: 
Ab sofort hat 
die Kranken-
kasse eine ei-
gene Landes-
vertretung in 
Sachsen-An-
halt. Als Leite-
rin ist Ramona 

Kann das Gesicht der DAK-Gesund-
heit, die der Politik und den Ver-
tragspartnern als zentrale Ansprech-
partnerin in unserem Bundesland 
zur Verfügung steht. Die Gesund-
heitsexpertin ist seit 27 Jahren bei 
der Krankenkasse tätig – war zuletzt 
für das Vertragsgebiet in Sachsen-
Anhalt verantwortlich.
Die DAK-Gesundheit ist seit vie-
len Jahren mit zahlreichen Initiati-
ven in den Bundesländern aktiv. So 
wird zum Beispiel im jährlichen Ge-
sundheitsreport der Krankenstand 
in Sachsen-Anhalt analysiert und 
mit aktuellen Schwerpunktthemen 
verknüpft.
Als große bundesweite Krankenkas-
se entwickelt die DAK-Gesundheit 
mit selektiven Verträgen innovati-
ve Versorgungslösungen. „Auch in 
Sachsen-Anhalt bieten wir unseren 
Versicherten spezielle Verträge, die 
über das normale Leistungsangebot 
der gesetzlichen Krankenkassen hi-
nausgehen“, erklärt die Leiterin der 
Landesvertretung, Ramona Kann. Sie 
ist mit ihrem Team verantwortlich 
für die Vertragsverhandlungen mit 
Ärzten, Zahnärzten, Krankenhäusern 
und Reha-Einrichtungen und steuert 
damit die Versorgung der DAK-Ver-
sicherten in Sachsen-Anhalt.

Die Menschen in unserem Land sol-
len in quantitativer und qualita-
tiver Hinsicht die Gesundheits-

versorgung erhalten, die ihren Bedarfen 
entspricht. 
Naheliegend wäre, dass sich medizinische 
Behandlungen immer nach dem Schwere-
grad der Krankheiten oder der Behinde-
rung des Patienten orientieren. 
Andererseits erfordern die Kriterien der 
Effektivität und Effizienz im Rahmen ei-
ner bedarfsgerechten Versorgung die Be-
reitstellung von Gesundheitsleistungen, 
die als notwendige Bedingung eine hin-
reichende Evidenz aus patientenorien-
tierten Studien und eine wirtschaftliche 
Leistungserbringung aufweisen. 
Zielkonflikte bleiben nicht aus, wenn ge-
meldete Bedarfe dem Wirtschaftlich-
keitsgebot nicht entsprechen. Aber wo 
liegen und wer definiert die Grenzberei-
che für solche Bewertungen?
Freuen wir uns auf kurzweilige Vorträ-
ge und eine ausgewogene Diskussion mit 
den Referenten. Am 30. November und 
1. Dezember 2017 im Herrenkrug Hotel 
Magdeburg.

1 9 .  S Y M P O S I U M

„Zur gesundheitlichen 
Versorgung in 
Sachsen-Anhalt“ 

E R S A T Z K A S S E N 

DAK-Gesundheit  
mit eigener 
Landesvertretung
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RAMONA KANN,  
Leiterin der 
Landesvertretung
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Die elektronische Patientenak-
te (ePA) bietet viele Vorteile. Trotz-
dem hat sie den Eingang ins deut-
sche Gesundheitswesen noch nicht 
geschafft – im Gegensatz zu ande-
ren Ländern. Dänemark, Israel, die 
USA und Österreich gelten hier als 
Vorreiter. Welche Schlussfolgerun-
gen können für Deutschland gezo-
gen werden? Welche Rolle können 
von Apple oder Google entwickel-
te ePA spielen? Namhafte Autoren 
stellen Fragen zur ePA – und geben 
Antworten.

Stiftung Münch (Hg.)  
Die elektronische Patientenakte 
– Fundament einer effektiven 
und effizienten Gesundheitsver-
sorgung 
2017, XII, 123 S. 59,99 € 
medhochzwei Verlag, Heidelberg

Die Mutter von Susanne Hesse ist 82, 
als die Diagnose Demenz in ihr Le-
ben tritt. Auf einmal kann sie keine 
Auskunft mehr geben. Kein Einzel-
fall, denn allein in Deutschland gibt 
es etwa 1,5 Millionen Demenzkran-
ke. Und doch gleicht kein Fall dem 
anderen. Mit großer Zärtlichkeit 
beschreibt Susanne Hesse, wer ihre 
Mutter gewesen ist, dass es auch in 
der Krankheit heitere Zeiten gab und 
solche, in denen sich die Tochter auf 
der Toilette einschloss und hoffte, 
ihre Tränen blieben unbemerkt. Das 
Buch enthält praktische Hilfestel-
lungen und viel Faktenwissen – und 
spendet Mut.

Susanne Hesse 
An der Wand kann man nicht 
nähen – Leben und Demenz – 
Ein Erfahrungsbericht 
2016, 2418 S., 11,90 € 
Pro-Talk Verlags GmbH,  
Königswinter

B Ü C H E R

Speicherung von 
Patientendaten

Erfahrungsbericht 
zu Demenz


